
häufiger stellen sich die Studenten auf 
die Seite der Leidtragenden der pem- 
banguttan-? olitik. Sie werden zu 
Anwälten von Arbeitern, Bauern, flie­
genden Händlern und von ihrem Land 
Vertriebenen. Dabei verlieren Sie mehr 
und mehr ihre Angst vor Verfolgung und 
Verhaftung. Es gilt mittlerweile unter 
Studierenden als Auszeichnung von Si­
cherheitskräften verhaftet und verhört zu 
werden. Die Studentengruppen machen 
sich zudem solche Verhaftungen zu 
Nutze, um ihrem jeweiligen Anliegen 
größer Publizität im In- und Ausland zu 
verschaffen. Hinzu kommen noch ver­
schiedene unabhängige gewerkschaftli­
che Vereinigungen.

Neue Parteien

Während diese Gruppen recht klar zu 
identifizieren sind, gibt es auch bei den 
anderen politischen Akteuren und Par­
teien Unterstützer und Sympathisanten 
der Demokratiebewegung. Nur selten 
profilieren sie sich aber so deutlich wie 
der ehemalige Abgeordnete der islami­
schen PPP Sri Bintang Pamungkas, der

erst vor wenigen Wochen wegen angeb­
licher Präsidentenbeleidigung bei einem 
Vortrag an der Freien Universität Berlin 
im April 1995 zu 34 Monaten Haft ver­
teilt wurde. Dieser hat Ende Mai in Ja­
karta eine neue Partei PUDI (Partai Uni 
Demokrasi Indonesia - Demokratische 
Unionspartei Indonesiens) gegründet.2 
Mit dieser Parteigründung verstößt Sri 
Bintang gegen geltendes Recht, das ne­
ben der Staatspartei GOLKAR nur zwei 
weitere Parteien, die islamische PPP und 
die PDI, vorsieht. Sri Bintang hat folge­
richtig den Gründungsaufruf seiner Partei 
mit der Forderung verbunden, dieses 
Parteiengesetz aus dem Jahr 1984 abzu­
schaffen oder so zu ändern, daß es eine 
freie Parteienbildung zuläßt. Es bleibt 
abzuwarten, wie die Behörden auf diese 
Herausforderung reagieren.
Die PUDI ist damit einen Schritt weiter 
gegangen als die anderen Organisationen, 
die von Mitgliedern der alten Parteien 
gebildet wurden, die von der Neuen 
Ordnung im Zuge der "Vereinfachung 
des Parteiensystems" nach 1971 aufgelöst 
wurden. In den letzten Monaten des Jah­
res 1995 wurde sowohl die Masyumi

Baru als Nachfolgerin der Masyumi ge­
gründet, die als Sammelbecken eines 
modernistischen Islam bereits 1960 von 
Sukamo verboten, vom Suharto Regime 
aber nicht wieder zugelassen wurde. 
Daneben haben sich ehemalige Mitglie­
der der protestantischen Partei Parkindo 
sowie der alten Sukamo-Partei PNI neu 
formiert. Beide Nachfolgeorganisationen 
firmieren unter der alten Abkürzung, 
geben ihr allerdings eine neue Bedeu­
tung, um nicht als Parteigründung mit 
geltendem Gesetz in Konflikt zu kom­
men.3 Diese Aktivitäten zeigen wach­
sende Unzufriedenheit auch im politi­
schen Establishment, das immer weniger 
bereit ist, sich an die von der Neuen 
Ordnung vorgegebenen politischen Re­
geln zu halten.

Die Presse

Eine wichtige Rolle in diesem Vor­
wahlkampf spielen die Massenmedien. 
Das Verbot der drei führenden Wochen­
magazine TEMPO, EDITOR und DeTik 
im Sommer 1994 hat nicht zur der von 
der Regierung gewünschten Einschüch­
terung der Journalisten und Verleger ge­
führt. Zum ersten Mal in der Neuen 
Ordnung hat nämlich eine von einem 
Verbot betroffene Zeitung den Rechts­
weg beschriften. TEMPO und sein ehe­
maliger Chefredakteur Goenawan Mo- 
hamad klagten vor dem Verwaltungsge­
richt in Jakarta und haben bisher in zwei 
Instanz Recht erhalten. Das Oberste Ge­
richt muß nun entscheiden, ob der sei­
nerzeitige Entzug der Presselizenz durch 
den Informationsminister Harmoko 
rechtens war. In der Zwischenzeit haben 
Teile der ehemaligen TEMPO-Redak- 
tion juristischen und publizistisches 
Neuland betreten, indem sie eine wö­
chentliche Ausgabe des Nachrichtenma­
gazins auf einer eigenen Homepage im 
Internet anbieten.

Aber auch andere Printmedien räumen 
den Aktivitäten der Opposition und ins­
besondere der der Studenten einen grö­
ßeren Raum ein. Spätestens seit dem 
weiten Presseecho auf das Massaker von 
Santa Cruz (Osttimor) im November 
1991 nehmen sich Journalisten größere 
Freiheiten und gehen dabei das Risiko 
von Zeitungsverbot, Verhaftung und 
Folter ein. Immer häufiger werden 
Landvertreibungen, Arbeiterunruhen und 
Menschenrechtsverletzung gemeldet und 
in der Berichterstattung verfolgt. Darüber 
hinaus gilt das journalistische Interesse 
der Bereicherung der Präsidentenkinder, 
der massiven Korruption, sowie der Vet­
tern- und Günstlingswirtschaft. Jüngstes 
Beispiel sind die Absprachen zwischen 
Richtern und Verteidigern in Prozessen 
vor dem Obersten Gericht. In früheren 
Jahre waren solche Vorgänge zwar of­
fene Geheimnisse gewesen, doch durch 
die ausführliche Presse-Berichterstattung

Presseerklärung Nr. 2 vom 23.4.1996 der Unabhängigen Wahl­
beobachtungskommission (KIPP) zum Brand im Gebäude der 
Rechtshilfeorganisation LBH in Medan

Seit seiner Einrichtung am 15. März 
1996 hat es unterschiedliche Reaktionen 
auf die Unabhängige Wahlbeoachtungs­
kommission (KIPP) gegeben. Sie hat 
sowohl Unterstützung als auch Ablehnung 
erfahren. All dies muß als angemessene 
Reaktionen im Lernprozess der Demokra­
tisierung akzeptiert werden. Sehr bedauer­
lich hingegen sind die Gewaltanwendun­
gen, mit denen auf die Existenz der KIPP 
reagiert wird. Es gibt verschiedene Bei­
spiele: die Festnahme von KIPP-Aktivisten 
in Lampung, die Auflösung von Diskussi­
onsveranstaltungen in Surabaya, die Ver­
hinderung der Gründungsversammlungen 
in Bogor und Solo, die Angriffe auf Häuser 
von KIPP-Aktivisten in Bandung und der 
bisher bedenklichste Vorgang - der 
Brandanschlag auf das Büro des Rechst- 
hilfeinstituts in Medan. Aus diesem Grund 
erklären wir:
Die KIPP lehnt alle kriminellen Akte und 
Versuche der Einflußnahme von unbe­
kannter Seite gegenüber den Bemühungen 
zur Wahlbeobachtung ab. Gewalt und kri­
minelle Handlungen sind kein geeigneter 
Weg, um Meinungsverschiedenheiten 
auszutragen. KIPP ist eine friedliche Initia­
tive mit dem Ziel, die Qualität der Wahl 
und die Bereitschaft der Bürger zu erhöhen, 
sich am politischen Prozess zu beteiligen.
KIPP beobachtet systematische Be­
mühungen, ihre eigenen Aktivisten zu dis­
kreditieren, indem diese mit bestimmten 
Organisationen in Verbindung gebracht 
werden. Dieses Standardmuster - jeman­
dem mit einem bestimmten "politischen 
Stigma" zu versehen - zielt offensichtlich 
nicht nur darauf ab, die Glaubwürdigkeit 
von KIPP zu untergraben, sondern auch um 
eine böse Erscheinung (hantu) zu pflegen, 
die kein Ende nehmen will. KIPP betrachtet

die Gründung von BIP-KIPP* und anderer 
Gruppen als eine normale Angelegenheit. 
Die Gesellschaft soll sich selbst ein Bild 
über die Beweggründe und die Ziele dieser 
Einrichtungen machen und sie dann be­
werten. KIPP ist bereit, mit verschiedenen 
Institutionen zusammenzuarbeiten, vor­
ausgesetzt diese sind unabhängig und nicht 
kriminell.
KIPP wird auch weiterhin unterstützt. 
Bereits in dreißig Regionen sind KIPP ge­
gründet worden, und in anderen befinden 
sich KIPP im Gründungsprozess: Banda 
Aceh, Medan, Padang, Pekanbaru, Jambi, 
Palembang, Lampung, Jakarta, Cianjur, 
Bandung, Semarang, Batang, Salatiga, Pe- 
malang, Pekalongan, Purwokerto, Wono- 
sobo, Solo, Yogyakarta, Cilacap, Jember, 
Jombang, Malang, Surabaya, Ujung Pan- 
dang, Palu, Manado, Denpasar und Sama- 
rinda. Überall haben sich in den KJPP-Se- 
kretariaten Freiwülige gemeldet und in Li­
sten eintragen lassen.
Wir rufen alle KIPP-Aktivisten und 
Freiwilligen dazu auf, sich von keiner wie 
auch immer gearteten Provokation oder 
kriminellen Handlung hinreissen zulassen. 
Verhalten Sie sich ruhig und gemäßigt und 
verfolgen Sie die Aktivitäten wie geplant. 
In absehbarer Zeit werden wir eine Beob­
achtung der Wählerregistrierung durch­
führen.

Goenawan Mohamad 
Vorsitzender des Präsidiums

Übersetzung aus dem Englischen von Klaus 

Schreiner.

*In den vergangenen Monaten haben Gegner von KIPP, 
meist aus etablierten politischen Organisationen wie 
GOLKAR u.ä. stammend, Gegenorgananisationen 
gegründet, die mit ihrer Namensgebung auf das 
KIPP Bezug nehmen.
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